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1. Einleitung 

Die Treuhandidee steht allgemein für ein juristisches Konstrukt des Eigen-
tums, das dem Treuhänder nach außen die volle Rechtsstellung eines Eigen-
tümers verleiht, ihm im Innenverhältnis zum Treugeber jedoch mehr oder we-
niger starker Beschränkung unterwirft. In (Ost-)Deutschland erlebte diese Idee 
seit 1990 rechtsfigürlich als Treuhandanstalt zur treuhänderischen Verwaltung 
des Volkseigentums eine besondere und wirtschaftshistorisch einmalige An-
wendung. Nachdem die Treuhandanstalt allerdings ihr Wirken bereits Ende 
des Jahres 1994 zum Abschluss gebracht und die verbliebenen „Rest“-
Aufgaben auf die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvS) als deren Nachfolgerin übertragen hatte, beschloss der Bundestag durch 
Gesetz vom 28. Oktober 2003 auch die Abwicklung der BvS zum Ende des 
Jahres 2003.1 Diese Entscheidung markierte damit das Ende der Privatisierung 
in Ostdeutschland. 

2. Ausgangsprämissen der Umstrukturierung der ostdeutschen Wirt-
schaft 

Die DDR war vor etwa eineinhalb Jahrzehnten an die Grenzen ihrer Staatlich-
keit geraten. Sie war dabei nicht etwa nur an ihrem politischen System, son-
dern gleichsam auch an ihrer Wirtschaftsverfassung gescheitert. Als eine der 
zentralen Aufgaben stand damit folgerichtig die Umstrukturierung der ost-
deutschen Wirtschaft auf der Tagesordnung. Diese Aufgabe erwies sich von 
Anfang an als ein höchst kompliziertes Unterfangen, als es dafür kein histori-
sches Vorbild gab und infolge des Nichtvorhandenseins einer Transformati-
onstheorie Fehlentscheidungen quasi vorprogrammiert waren. Hinzu kam, 
dass die Umstrukturierung der ostdeutschen Wirtschaft mit der staatlichen 
Wiedervereinigung in Deutschland als einem Prozess gekoppelt war, der pri-
ma facie nur mit Vorzügen ausgestattet sein dürfte, sich aber in der Tat als 
auch mit Nachteilen belastet erwies. 

Das erklärte Ziel des wirtschaftlichen Strukturumbruchs in Ostdeutschland 
bestand zwar im Übergang der Wirtschaft der DDR von einem planwirtschaft-
lichen auf ein marktwirtschaftliches Konzept. Die eigentliche Problematik die-
ses Prozesses war aber eine Antwort auf die Frage, auf welche Weise, mithin 
wie dieser Übergang bewerkstelligt werden kann. Eine entscheidende Aus-
gangsprämisse bestand dabei darin, dass die Wirtschaftsverfassung der DDR 
neben dem Planungssystem durch das Volkseigentum gekennzeichnet war, 
dessen Eigentümer der Staat war, während den Betrieben und Kombinaten 

                                           
1  Gesetz zur Abwicklung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

(BvS Abwicklungsgesetz – BvSAbwG), BGBl. 2003 Teil I Nr. 52 S. 2081. 
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nach § 19 des Zivilgesetzbuches der DDR das Volkseigentum nur zum Besitz 
und zur Nutzung „anvertraut“ war und auf diese Weise eine sog. Fondsinha-
berschaft begründet wurde. Es erschien bei dieser Konstellation nicht sachge-
recht, aus einer Art Weiterentwicklung der Wirtschaftsverfassung der DDR 
heraus die Grundlagen einer Marktwirtschaft zu entwickeln. Es bedurfte daher 
einer Lösung über die Privatisierung.  

Ein entscheidendes Instrumentarium für die unausweichliche Transformati-
on der ostdeutschen Wirtschaft lieferte das Recht (vgl. Horn 1994: 177). Diese 
Rolle vermochte aber weder das DDR-Recht noch das BRD-Recht zu spielen. 
Es musste vielmehr ein Paket von juristischen Übergangsregeln geschaffen 
werden – teils noch zu DDR-Zeiten, aber ebenso nach dem Wegfall der DDR. 
Aus diesem Übergangsrecht stechen solche noch in (Ost-)Berlin erlassenen, 
später allerdings in Bonn mitunter mehrmals novellierten Rechtsvorschriften 
wie das Treuhandgesetz (THG) vom 17. Juni 1990, aber auch die PGH-
Umwandlungs-VO vom 19. März 1990 und das Landwirtschaftsanpassungs-
gesetz (LwAnpG) vom 29. Juni 1990 besonders hervor. Allen Vorschriften 
voran ist jedoch der Einigungsvertrag vom 31. August 1990 zu nennen, der 
den rechtlichen Gesamtrahmen für die Transformation der Wirtschaft in Ost-
deutschland absteckte. Aber auch das so geschaffene Transformationsrecht 
vermochte die Unternehmen der DDR nicht auf schmerzlosem Weg von der 
Planwirtschaft in die Marktwirtschaft zu begleiten.  

Das eigentliche Problem, das es mit der Unternehmensumwandlung in Ost-
deutschland durch Recht zu lösen galt, bestand zwar in der strukturellen An-
passung der ostdeutschen Wirtschaft an marktwirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen. Es erhob sich allerdings schon damals die Frage, ob das durchgängig 
und in toto mittels Privatisierung erfolgen müsste. Sie hätte wahrscheinlich in 
einigen Bereichen (eventuell auch nur für eine Übergangsperiode) vermieden 
werden müssen. Die Einengung der Transformation auf die Privatisierung war 
zwar nach Auffassung der Treuhand-Präsidentin B. Breuel (1994a: 26) ein 
Weg ohne Alternative. Viel spricht jedoch dafür, dass es sich dabei um einen 
juristischen Lösungsansatz handelte (sofern der gesetzgeberische Auftrag ü-
berhaupt so auszulegen war), der sich u. a. auch nach Auffassung des heutigen 
Bundesinnenministers O. Schily (1994: 7) als folgenschwer erwies. Das Prob-
lem, das damit aufgerissen wird, ist rechtskonzeptioneller Natur; denn die Tat-
sache, dass die Unternehmensumwandlung so, wie sie juristisch konzipiert 
(oder geduldet) worden war, maßgeblich dazu beigetragen hat, dass die Wirt-
schaftsverfassung in Deutschland auf längere Sich in eine West- und eine Ost-
region mit differenten Entwicklungsmöglichkeiten und -perspektiven gespal-
ten hat. Der so vor allem schon durch die erhebliche Schrumpfung der 
(ostdeutschen) Wirtschaft angerichtete Schaden wird leider weit in die Zu-
kunft (Gesamt-)Deutschlands reichen. 

Die Metamorphose der Wirtschaft der DDR durch deren Übergang aus der 
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Planwirtschaft in die Marktwirtschaft war unbestreitbar ohne Alternative, um 
ihrer Entwicklung Triebkräfte zu verleihen. Dass dieser Prozess maßgeblich 
mit Hilfe des Rechts bewerkstelligt werden musste, war dabei von Anfang an 
unstreitig gewesen. Es stellte sich jedoch bald heraus, dass in diesem Prozess 
dem Recht gar die „Initiativ-Funktion“ (Hommelhoff 1991: 185) und insofern 
die Rolle des Auslösers für die Ausprägung von neuen Zuständen in der ost-
deutschen Wirtschaft zugewiesen war. Nicht so eindeutig hingegen war der 
Weg des Umbaus der DDR-Wirtschaft, den es juristisch auszugestalten galt. In 
dieser Hinsicht musste, zumal es dafür weder theoretische Vorleistungen noch 
praktische Erfahrungen gab, nach dem Grundsatz „Trial and Error“ vorgegan-
gen und auch ein möglicher Misserfolg in Kauf genommen werden. Aus der 
Sicht von heute lässt sich allerdings wohl ziemlich eindeutig feststellen, dass 
eine Malaise dieses Prozesses in der ungebremsten Praxis des ganz überwie-
gend westdeutschen Kapitals bestand, über den Kauf von Unternehmen auch 
die für den Aufschwung in Ostdeutschland gedachten Mittel des Staates nach 
dem Motto „Gewinn privat – Schulden dem Staat“ zumindest teilweise wieder 
aufzusaugen. 

3. Das Treuhandrecht: Konturen seiner Entstehung und Umsetzung 

Ein Wesensmerkmal der Endphase des Bestehens der DDR und ihres Um-
bruchs bestand in einer schnellen Abfolge von sich ändernden Rechtsvor-
schriften. Das traf auch und sogar besonders auf die Wirtschaftsgesetzgebung 
zu. Die in diesem Zusammenhang bedeutsame Treuhandidee ging dabei auf 
eine Initiative der DDR-Bürgerrechtler am sog. Runden Tisch zurück, die von 
ihnen Anfang des Jahres 1990 mit dem (heute vielleicht recht illusionär er-
scheinenden) Ziel verfochten wurde, das Volksvermögen der DDR zunächst 
zusammenzuhalten und später deren Bürger daran zu beteiligen. Von einer 
Privatisierung von Unternehmen war dabei allerdings noch keine Rede gewe-
sen. Auch die noch von der DDR gesetzlich ins Leben gerufene sog. (Ur-
)Treuhandanstalt war mit einer Unternehmensprivatisierung nicht beauftragt 
worden. Es war vorerst vielmehr nur eine rechtsförmliche Umwandlung der 
volkseigenen Unternehmen in Kapitalgesellschaften beabsichtigt gewesen. 
Indessen erwies sich sehr schnell, dass sich ein solches Umwandlungsbedürf-
nis nur sehr zögerlich regte. Das hatte viele Gründe, die im Kern aber auf die 
Frage zurückzuführen waren, ob das Ziel dieser in der Wirtschaftsgeschichte 
einmaligen Aktion auf Egalität (mit dem westdeutschen „Muster“) oder auf 
(ostdeutsche) Originalität hinausläuft.  

Das auf dieser unsicheren konzeptionellen Grundlage fußende Treuhand-
recht war quasi in einer Drei-Schritt-Folge begründet worden: Zunächst wurde 
am 1. März 1990 die UmwVO2 erlassen; alsdann folgte am 7. März 1990 das 
                                           
2  Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrichtun-
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UnternG;3 schließlich verabschiedete die Volkskammer der DDR am 17. Juni 
1990 das THG, das am 1. Juli 1990 in Kraft trat.4 Dabei hatte sich der Gesetz-
geber des UmwG noch die (Weiter-)Geltung des AktG und des GmbHG auf 
dem Territorium der DDR in der am 8. Mai 1945 gültigen Fassung zunutze 
gemacht und darin die Möglichkeit der Umwandlung volkseigener Wirt-
schaftseinheiten in Kapitalgesellschaften gesehen. Es sollte sich jedoch schnell 
erweisen, dass von dieser Möglichkeit der Umwandlung nur sehr zögernd 
Gebrauch gemacht wurde. Es bedurfte daher der „Umwandlung per Dekret“.5 
In diesem Zusammenhang müssen zumindest noch zwei weitere Rechtsvor-
schriften ausdrücklich Erwähnung finden, die das Treuhandrecht komplettie-
ren: Das DMBiLG vom 23. September 19906 und das SpTrUG vom 5. April 
1991.7 Die Zentralnorm des Treuhandrechts wurde jedoch zweifellos durch 
das THG markiert (vgl. Steding 2000: 281), während sich alle weiteren 
Rechtsvorschriften sowohl historisch als auch konzeptionell um diese Norm 
ansiedelten. 

Das Angebot des THG im Hinblick auf die Umwandlung mit Privatisie-
rungsabsicht ist eine Umwandlungsautomatik. Danach wurde allen volkseige-
nen Unternehmen, die bis zum 1. Juli 1990 noch nicht umgewandelt waren, 
von Gesetzes wegen vorgeschrieben, sich in AG bzw. GmbH umzuwandeln (§ 
11 THG), die mit dem Zusatz „im Aufbau“ zu firmieren hatten (§ 14 THG) 
und von Amts wegen in das Handelsregister eingetragen wurden (§ 15 THG). 
Einige Besonderheiten, die sich aus diesem nicht gerade privatrechtlich anmu-
tenden Umwandlungsprozedere ergaben, so z. B. im Hinblick auf das Grund- 
oder Stammkapital bzw. die Art und Höhe der Gesellschaftereinlagen, wurden 
per Gesetz geregelt. Das so konturierte THG war durch den Einigungsvertrag 
zwar ergänzt, grundsätzlich aber übernommen worden (Art. 25). Auf dieser 
Rechtsgrundlage trat schließlich ein Ereignis ein, das wohl in der Geschichte 
des Unternehmensrechts einmalig gewesen sein dürfte: Es entstanden in Ost-
deutschland (auf dem Gebiet der DDR) am 1. Juli 1990 um 0 Uhr in Überein-
stimmung mit § 11 Abs. 2 S. 1 THG mit einem Schlag 7.492 AG und GmbH, 

                                                                                                                                 
gen in Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990, GBl. I S. 107. 

3  Gesetz über die Gründung und Tätigkeit privater Unternehmen und über Unternehmens-
beteiligungen vom 7. März 1990, GBl. I S. 141, geändert durch Gesetz vom 28. Juni 
1990, GBl. I S. 483. 

4  Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens vom 17. Juni 
1990, GBl. I S. 300, geändert durch das Hemmnissebeseitigungsgesetz vom 22. März 
1991, BGBl. I, S. 766, 787. 

5  Vgl. dazu Badestein (1993: 259), sowie zum Verhältnis von UmwVO und THG: 
Maskow (1990: 1); Ganski (1992: 125); de Weerth (1994: 1405). 

6  D-Markbilanzgesetz vom 23. September 1990, BGBl. II 1990, S. 885, 1169, 1245, Neu-
fassung bekannt gemacht am 18. April 1991, BGBl. I S. 971. 

7  Gesetz über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen vom 5. 
April 1991, BGBl. I S. 854. 
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die aus einer „Umwandlung“ aus bisher volkseigenen Kombinaten, Betrieben 
und anderen Wirtschaftseinheiten hervorgingen (vgl. Horn 1991: 201). 

Das THG ist eine straff gehaltene Rechtsvorschrift, die mit einigen unbe-
stimmten Rechtsbegriffen drapiert ist und überdies kein besonderes Umwand-
lungsprozedere anbietet. Das kann zunächst nicht verwundern, wenn man be-
denkt, dass das Gesetz unter gewaltigem Druck der Entwicklung „mit heißer 
Nadel“ zustande gekommen und von vielen Seiten konzeptionell beeinflusst 
worden ist. Seine befehlsgleiche Botschaft lautet: „Das volkseigene Vermögen 
ist zu privatisieren.“ (§ 1 Abs. 1 THG). Diese Norm ist – wie das THG gene-
rell – von Anfang an harsch kritisiert worden. Eine Verfassungsbeschwerde 
gegen den Fortbestand des THG hat das BVerfG jedoch unter Berufung darauf 
zurückgewiesen, dass durch dieses Gesetz Art. 3, 14 GG nicht verletzt werden. 
Das Gericht hob insbesondere hervor, dass der Staat nicht verpflichtet sei, die 
aus volkseigenen Betrieben entstandenen Gesellschaften finanziell so zu stel-
len, als wären sie nicht im sozialistischen Rechtssystem der DDR entstanden, 
sondern unter der Geltung des GG gegründet und tätig geworden (vgl. BVerfG 
DtZ 1991: 376). Der so bezogene Rechtsstandpunkt warf zwar Fragen, so z. B. 
nach seiner Angemessenheit, auf, erheischte allerdings unter den obwaltenden 
Bedingungen zumindest Respekt, auch wenn die ihm immanente Argumenta-
tion nicht besonders überzeugt.  

Das vom THG erfasste volkseigene Vermögen ist von seinem Umfang her 
zu keinem Zeitpunkt exakt bemessen worden. Das einigungsvertragliche Pos-
tulat, eine Bestandsaufnahme des volkseigenen Vermögens vorzunehmen, 
wurde leider nicht befolgt. Eine belastbare Schätzung liegt daher nicht vor. 
Die Erstellung einer nachträglichen Bilanz wurde von der Bundesregierung im 
Jahr 2000 als nicht zweckmäßig abgelehnt.8 Sicher ist lediglich, dass in der D-
Mark-Eröffnungsbilanz der Treuhandanstalt zum 1. Juli 1990 das ihr übertra-
gene Vermögen mit ca. 114 Mrd. DM bewertet wurde, dem jedoch eine mit ca. 
283 Mrd. DM bezifferte Belastung gegenüberstand. Während ebenso keine 
Aufstellung des Vermögenstransfers von Ost- nach Westdeutschland vorliegt, 
gilt als gesichert, dass ca. 5 % des ostdeutschen Produktivvermögens im Ver-
lauf der Privatisierung des Volkseigentums der DDR auf der Grundlage des 
THG an ostdeutsche Erwerber übertragen wurde.  

4. Treuhandanstalt – „Privatisierer“ der volkseigenen Unternehmen in 
Ostdeutschland 

Die Treuhandanstalt nahm im Treuhandrecht und bei dessen Umsetzung von 
Anfang an eine zentrale Stellung ein. Nach § 2 THG verstand sie sich als eine 
Anstalt öffentlichen Rechts, die mit der Privatisierung (und Verwertung) des 
                                           
8  Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der PDS zur 

Entwicklung und zur Situation in Ostdeutschland vom 31.1.2000, BT-Drucks. 14/860: 6. 
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volkseigenen Vermögens beauftragt worden war. Zunächst der Aufsicht des 
Ministerpräsidenten der DDR unterliegend, wurde sie mit der vertraglichen 
Selbstauflösung der DDR zu einer bundesunmittelbaren Anstalt des öffentli-
chen Rechts, die (nur noch) der Fach- und Rechtsaufsicht des Bundesfinanz-
ministers der BRD unterlag, wobei jedoch zumindest die Fachaufsicht nach 
Art. 25 Abs. 1 des Einigungsvertrages im Einvernehmen mit dem Bundeswirt-
schaftsminister und dem jeweils zuständigen Bundesminister auszuüben war, 
während die parlamentarische Kontrolle durch den Unterausschuss Treuhand-
anstalt des Haushaltsausschusses des Bundestages gewährleistet wurde oder 
zumindest gewährleistet werden sollte (vgl. Möschel 1991: 182). Dieser Ges-
taltungswandel bei der Bestimmung der Stellung, Aufgaben und Verantwor-
tung der Treuhandanstalt war zwar punktuell nachvollziehbar, wirkte sich aber 
auf deren transparentes Wirken vor allem deshalb negativ aus, weil politische 
Kräfte unterschiedlicher Schattierung damit die Frage nach der Macht über die 
Art und Weise der Metamorphose der ostdeutschen Wirtschaft zu entscheiden 
versuchten. 

Die Einführung einer staatlichen Ressortzuständigkeit für die Treuhandan-
stalt und damit für die Verwirklichung des THG war – das dürfte kaum anders 
zu bewerten sein – eine eklatante juristische Fehlentscheidung. Sie entzog die 
Treuhandanstalt sowohl dem Bundestag als auch dem Bundeskabinett und 
schirmte sie von der demokratischen Öffentlichkeit ab. Dass diese Fehlent-
scheidung folgenschwer war, ist kein Geheimnis. Als in ausgeprägter Auto-
nomie agierende Trägerin des gesamten umgewandelten Unternehmenseigen-
tums in Ostdeutschland „verwirtschaftete“ die Treuhandanstalt – gescholten 
ob ihrer bürokratischen Arbeitsweise und mangelnder Effizienz, gerügt für 
signifikante Fehlentscheidungen und belastet mit Skandalen in einer Reihe 
von Fällen – ein erhebliches Vermögen. Die Grauzone bei der Umwandlung 
von volkseigenen in marktwirtschaftliche Unternehmen war (wie eine Reihe 
von Strafverfahren belegte) nur äußerst schwer abzugrenzen.  

Die Treuhandanstalt war eine juristische Konstruktion besonderer Art. Das 
war allerdings auch der Tatsache geschuldet, dass ihr gesetzlicher Auftrag von 
besonderer Art war. Die Frage, ob die Treuhandanstalt gerade in Anbetracht 
dieser Konstellation wirksamer in das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland einzubetten gewesen wäre, ist daher auch im Rückblick legitim. 
Leider wurde diese Erkenntnis aber erst dann im Untersuchungsausschuss 
„Treuhandanstalt“ des Bundestages artikuliert, als es bei der Treuhandanstalt 
nur noch um den „Schlagabtausch um eine Leiche“9 ging: „Die Bundesregie-
rung hat die Organe der Treuhandanstalt mit einer – in der Geschichte des de-
                                           
9  Vgl. „Schlagabtausch um eine Leiche – Bundesregierung und Treuhandanstalt versu-

chen hartnäckig, wichtige Akten unter Verschluss zu halten –", Süddeutsche Zeitung v. 
8./9.1.1994: 10; des weiteren Voten in der Debatte zum Bericht des Untersuchungsaus-
schusses „Treuhandanstalt“ am 21. September 1994, Das Parlament v. 30.9.1994: 7ff. 
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mokratischen Deutschland einmaligen – unkontrollierten Machtfülle ausges-
tattet.“10 Die Richtigkeit dieser Aussage wird vielfach belegt (vgl. insbes. Cza-
da 1994: 40). Das Erfordernis einer wirksameren Einbettung der Treuhandan-
stalt in das politische System wird auch dadurch erhärtet, dass die Treuhand-
anstalt eine staatliche Mega-Holding war, die 14.000 Unternehmen mit mehr 
als vier Millionen Beschäftigten aus der Plan- in die Marktwirtschaft zu über-
führen hatte und in deren Händen damit die Verwirklichung der nahezu ge-
samten Wirtschaftsstrukturpolitik für Ostdeutschland lag. 

Das THG vom 17. Juni 1990 übertrug der Treuhandanstalt durch die Prä-
ambel den Auftrag, die (ostdeutsche) Wirtschaft zu privatisieren, die Wettbe-
werbsfähigkeit möglichst vieler Unternehmen herzustellen und dadurch zur 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen beizutragen. § 2 Abs. 6 THG 
präzisierte diesen Auftrag dahingehend, dass die Treuhandanstalt die markter-
forderliche Strukturanpassung der Wirtschaft zu fördern hat, indem sie insbe-
sondere auf die Entwicklung sanierungsfähiger Unternehmen und deren Priva-
tisierung Einfluss nimmt sowie darauf hinwirkt, dass sich durch zweckmäßige 
Entflechtung von Unternehmensstrukturen marktfähige Unternehmen heraus-
bilden und eine effiziente Wirtschaftsstruktur entsteht. Dieser Auftrag ist 
komplex, lässt sich allerdings im Kern auf die Privatisierung konzentrieren, 
sofern die Privatisierung im Verständnis des § 2 Abs. 2 THG ausgelegt wird 
(vgl. z. B. Weimar 1991: 373). Man wird darüber streiten können, ob damit 
der Ermessensspielraum richtig ausgefüllt wurde, den das THG der Treuhand-
anstalt konzedierte. Da der Gesetzgeber die Aufgabenstellung der Treuhand-
anstalt durch das THG aber nicht hinreichend definiert hat, war eine solche 
Auslegung durchaus möglich. Sie schloss in diesem Fall auch eine Stilllegung 
und Verwertung ein, sofern eine Sanierung keinen gangbaren Weg wies. 

Die Treuhandanstalt bekannte sich nach ihrem Verständnis vom THG von 
Anfang an zu dem Grundsatz: „Schnelle Privatisierung, entschlossene Sanie-
rung und (in aussichtslosen Fällen) behutsame Stillegung“ (Breuel 1994b: 15). 
Auch wenn sie sich an diesen Grundsatz gehalten haben sollte, war das für sie 
eine nicht nur schwierige, sondern kaum lösbare (Jahrhundert-)Aufgabe, weil 
ihr Auftrag nicht nur unklar und verschwommen, sondern vor allem nicht in 
die Wirtschaftsstrukturpolitik eingebunden war, was auch durch deren Verla-
gerung in die Kompetenz eines dafür inkompetenten Ministeriums deutlich 
wurde (vgl. Dzybulka 1992: 139). Insofern ist auch das Ergebnis des Wirkens 
der Treuhandanstalt ambivalent zu bewerten: „Die De-Industrialisierung Ost-
deutschlands ist sehr weit fortgeschritten; zu einer Re-Industrialisierung wird 
es nur sehr langsam kommen. Somit werden hohe finanzielle Transfers von 
West nach Ost auf lange Sicht notwendig sein ... Indem die Treuhand ihr ord-
nungspolitisches Credo der schnellen Privatisierung realisiert hat, hat sie weit 
                                           
10  Minderheitenvotum des Berichterstatters der SPD-Fraktion zum Bericht des Unteraus-

schusses „Treuhandanstalt“, BT-Drucks. 12/8404 v. 31. August 1994: 96. 
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weniger erreicht als möglich gewesen wäre. Jetzt müssen ihre Erblasten getra-
gen und abgearbeitet werden“ (Priebe 1994: 30). 

* 

Die Treuhandanstalt hatte sich in Übereinstimmung mit dem THG die Aufga-
be gestellt, sich selbst überflüssig zu machen. Das geschah dann auch zum 
Ende des Jahres 1994, ohne dass damit aber bereits der der Treuhandanstalt 
durch § 2 Abs. 6 THG erteilte Auftrag umfassend erfüllt gewesen wäre. Mit 
Wirkung vom 1. Januar 1995 trat daher an ihre Stelle als Rechtsnachfolgerin 
die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS), flankiert 
von drei weiteren Einrichtungen: der Liegenschaftsgesellschaft der Treuhand-
anstalt (TLG), der Beteiligungs-Management-GmbH (BMG) sowie der Bo-
denverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG). Mit einigen Rechtsprob-
lemen dieser Treuhandnachfolge hat zwar eine maßvolle Beschäftigung im 
Schrifttum eingesetzt.11 Insgesamt jedoch ist zu spüren, dass das Treuhand-
recht nach wie vor ein Tabu-Thema sowohl in juristischen Periodika als auch 
in der juristischen und auch der ökonomischen Lehr- und Monographienlitera-
tur geworden ist. Es ist jedoch davon auszugehen und anzunehmen, dass die 
unikale ostdeutsche Unternehmensprivatisierung mittels Treuhandrecht in Zu-
kunft nicht nur in der deutschen (Unternehmens-) Rechtsgeschichte ihren Platz 
finden wird.  

Der Präsident des Münchner Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, H. W. 
Sinn, hat am 15. November 2003 in der Reihe „Deutsche Bilanzen“ eine be-
achtenswerte „Deutsche Rede“ gehalten, in der er auch auf die Treuhandan-
stalt und die Folgen ihres Wirkens einging. Nachdem er feststellte, dass 
Deutschland im europäischen Rahmen „nur noch Schlusslicht beim (ökonomi-
schen) Wachstum (ist), außerstande, mit seinen Nachbarn mitzuhalten“, be-
merkte er: „Großbritannien hat beim Pro-Kopfeinkommen sogar Westdeutsch-
land überholt ... die neuen Bundesländer machen aber auch keine Freude. Seit 
1997 wachsen sie langsamer als die alten. Die Lücke zwischen Ost und West 
wird prozentual größer statt kleiner. Von einem selbsttragenden Aufschwung 
ist keine Spur zu sehen. Zwar wächst die Industrie nach dem Kahlschlag durch 
die Treuhandanstalt prozentual schneller als im Westen, aber was da wächst, 
ist ein winziges Pflänzlein. Der Anteil der Industriebeschäftigten an allen Pri-
vatbeschäftigten liegt in den neuen Ländern nur bei 15%, was weniger als die 
Hälfte des Wertes für die alten Länder ist. Die neuen Länder liegen noch nicht 
einmal auf dem Niveau des italienischen Mezzogiorno. Sie sind in Wahrheit 
eine deindustrialisierte Zone, die am Tropf des Westens hängt.“12 

                                           
11  Vgl. insbes. Fiebig (1995: 114); aber z. B. auch Brede/Eichhorn/Engelhardt/Fried-

rich/Gottschalk/Hirsch/Oettle/Püttner (1997: 449). 
12  H. W. Sinn (2003), unter http://www.dradio.de/dlr/sendungen/bilanz/217384, abgerufen 
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Der Deutsche Bundestag hat inzwischen mit dem BvS Abwicklungsgesetz 
vom 28. Oktober 2003 entschieden, dass auch die Rechtsnachfolgerin der 
Treuhandanstalt, die BvS, mit Wirkung vom 1. Januar 2004 als abgewickelt 
gilt. Der Vorstand der Anstalt wurde durch den Abwickler ersetzt; das verblie-
bene Vermögen der Anstalt wird durch das Bundesministerium der Finanzen 
oder einen oder mehrere vom Bundesministerium der Finanzen zu bestellende 
andere Abwickler abgewickelt. Damit ist das faktische Ende der ostdeutschen 
Unternehmensprivatisierung erreicht worden. Die Bilanz wird zwar als sehr 
ambivalent bewertet. Gleichwohl ist infolge des zutiefst politischen Hinter-
grundes der „Treuhandisierung“ eine andere Bewertung kaum zu erwarten 
gewesen. Eine seriöse historische Gesamtbewertung wird aber wohl erst dann 
möglich sein, wenn der Abstand zur Treuhandanstalt größer geworden ist. 
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